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	An die

	
	Agentur für die
Kollektivvertragsverhandlungen

	
	Dr. Anton Gaiser

Dantestr. 11 

	
	

	
	39100 Bozen (BZ)

	
	mittels Einschreiben m. R.A.

Vorab mittels E-mail: Agentur.KV@provinz.bz.it 

	 

	

	

	An den

Landesrat für Familie, Gesundheit und Soziales

Dr. Richard Theiner

Kanonikus Michael Gamper str. 1
	An den
Landeshauptmann

Dr. Luis Durnwalder

Silvius Magnagoplatz n. 1

	
	39100 Bozen (BZ)

	39100 Bozen
	Pec-adresse: adm@pec.prov.bz.it 

	e-mail: richard.theiner@provinz.bz.it 
	

	
	


Bozen, …………../Dr.MiM/MiM
Förmliches Ersuchen zur einvernehmlichen Lösung der Streitfrage betreffend die Legitimation der Gewerkschaftsorganisation beim gültigen „Vertrag auf Landesebene für die Regelung der Beziehungen mit den Ärzten der Allgemeinmedizin für den Zeitraum 1. Jänner 2008 – 31. Dezember 2010“ Änderungen und Ergänzungen zu vereinbaren.
Sehr geehrte Herren,
der Vorstand der Landesgewerkschaft der Ärzte für Allgemeinmedizin SUP / SNAMI ersucht mich zur Vorgehensweise der Agentur für Kollektivverträge mit Bezug auf die eingeleiteten Verhandlungen zur teilweisen Änderung und Ergänzung des „Vertrages auf Landesebene für die Regelung der Beziehungen mit den Ärzten der Allgemeinmedizin für den Zeitraum 1. Jänner 2008 – 31. Dezember 2010“ Stellung zu nehmen.

Zur Sachlage wird wie folgt vorausgeschickt.
Der „Vertrag auf Landesebene für die Regelung der Beziehungen mit den Ärzten für Allgemeinmedizin“, ist am 11. Dezember 2007, auf Grundlage des Beschlusses der Landesregierung Nr. 4149 vom 5. Dezember 2007, unterzeichnet worden.
Auf der Seite der Gewerkschaften ist dieser Vertrag von Dr. Fabio Tobaldin und Dr. Walther Clementi, in Vertretung der Landesgewerkschaft der Ärzte für Allgemeinmedizin / SNAMI unterzeichnet worden.
Dr. Luigi Rubino, als Vertreter der FIMMG – Alto Adige Südtirol Federazione Italiana Medici di Medicina Generale hat diesen Vertrag nicht mitunterzeichnet.

Vertragspartner sind somit auf der einen Seite die Landesverwaltung, und auf der anderen Seite die Landesgewerkschaft der Ärzte für Allgemeinmedizin / SNAMI.

Die FIMMG – Alto Adige Südtirol kann nicht als Vertragspartei genannt werden. 

Mehr noch!

Dieser Kollektivvertrag ist seitens der FIMMG und auch seitens der Ärzte Dr. Luigi Rubino, Dr. Domenico Bossio und Dr. Peter von Sontagh vor dem Arbeitsrichter des Landesgerichtes Bozen, angefochten worden und es ist die Feststellung der Nichtigkeit dieses Vertrages, auf Grund der behaupteten Unzuständigkeit des Landes, beantragt worden.
Auf Grund des Umstandes, dass die FIMMG im genannten Kollektivvertrag nicht als Vertragspartner aufscheint, hat der Richter die Streitausdehnung auf die Gewerkschaftsorganisationen SUP / SNAMI, die eben diesen Vertrag mitunterzeichnet hat, angeordnet.

Zu den von der FIMMG gegen den Kollektivvertrag eingebrachten Klagen sei noch erwähnt, dass das Urteil des erstinstanzlichen Richters, welcher die Nichtigkeit des gesamten Kollektivvertrages festgestellt hat, seitens des Oberlandesgerichtes Bozen zum Teil aufgehoben worden ist. Mit Urteil Nr. vom 29.11.2011 hat das Oberlandesgericht nämlich befunden, dass nur die Bestimmungen des Artikels 14 und 20 des Vertrages nichtig und somit aufzuheben seien.

Kurz bevor dieses Urteil in Rechtskraft erwachsen wäre, haben jedoch die FIMMG und die oben erwähnten Ärzte, Anfang November 2012 gegen das genannte Urteil des Oberlandesgericht Kassationsrekurs eingebracht und die Aufhebung des gesamten Landeskollektivvertrages und die Anwendung des Nationalen Kollektivvertrag beantragt.
Obwohl Gerichtsverfahren bezüglich des am 11.12.2007 auf Landesebene unterzeichneten Vertrages behängen, bleibt die Gültigkeit und Wirksamkeit dieses Vertrages weiterhin bestehen, da die Gerichtsurteile, auf Grund der erfolgten Anfechtungen, noch nicht in Rechtskraft erwachsen sind.
Die Landesverwaltung hat nun im Sinne des Art. 1, Abs. 7 des genannten Vertrages es für notwendig erachtet, den Vertrag abzuändern und zu ergänzen. Diesbezüglich ist deshalb um Eröffnung der Verhandlungen ersucht worden.

Besagte Einladung ist nicht nur an die Vertragspartei ergangen, sondern auch an die FIMMG, welche – wie eben dargelegt – den Vertrag nicht unterzeichnet hat und vor Gericht auf dessen Nichtigkeit und Unwirksamkeit beharrt.

Beim Treffen vom 11. Oktober 2012 hat deshalb, Frau Dr. Hofmann, in ihrer Eigenschaft als Vertreterin der Gewerkschaftsorganisation SNAMI festhalten lassen, dass die F.I.M.M.G. nicht Vertragspartei ist und deshalb nicht befugt ist, bei den Verhandlungen betreffend Änderungen und Ergänzungen am derzeit gültigen Vertrag mitzuwirken.
Es wurde jedoch seitens der öffentlichen Hand befunden, dass die F.I.M.M.G., im Sinne des Art. 8 des Vertrages repräsentativ sei,. Deshalb ist diese Gewerkschaft zur Verhandlung zugelassen worden und ist nun auch eingeladen.

Diese Auslegung wird von der Gewerkschaft SNAMI nicht geteilt, weshalb Frau Dr. Hofmann, ersucht hat, bis zur definitiven Klärung dieses Umstandes weitere Verhandlungen zur Änderung und Ergänzung des Vertrages nicht einzuberufen.

Ungeachtet dieses Ersuchens hat nun die Agentur für die Kollektivvertragsverhandlungen, sowohl die Vertragsparteien, als auch die Gewerkschaft F.I.M.M.G. zum Treffen vom 18. Dezember 2012 geladen, um die Verhandlungen weiterzuführen.

Die Gewerkschaft SNAMI erachtet dies als eine grobe Verletzung ihrer Rechte, weshalb nun im Sinne des Art. 57 Schlussbestimmung Nr. 2 des Vertrages förmlich ersucht wird, die entstandene Streitigkeit betreffend die Legitimation der Gewerkschaft, Änderungen und Ergänzungen am derzeit gültigen Vertrag zu verhandeln, einvernehmlich zu lösen.

Zur Rechtslage wird folgendes hervorgehoben. 

Verletzung und Falschanwendung des Art. 1 des Vertrages.

Die Regelung betreffend die Eröffnung und Führung von Vertragsverhandlungen zur Ergänzung und Änderung des bestehenden und gültigen Vertrages findet sich im Art. 1 desselben. Diese Bestimmung spricht unzweideutig von den Vertragsparteien. Die Vertragsparteien, und nur diese, können diese Verhandlungen einleiten und an diesen teilnehmen.

„7. Falls eine Vertragspartei es für notwendig erachtet, den gegenständlichen Vertrag abzuändern oder zu ergänzen, ersucht sie um die Eröffnung von diesbezüglichen Vertragsverhandlungen. Zu diesem Zweck treffen sich die Parteien innerhalb eines Monats ab Ersuchen.“

Falsche Auslegung und falsche Anwendung des Art. 8 betreffend die Gewerkschaftliche Repräsentativität.

Diese Bestimmung regelt die Art und Weise auf Grund welcher die öffentliche Hand ihren Verhandlungspartner für Vertragsverhandlungen, in denen ein Vertrag zur Gänze neu vereinbart werden muss, ausfindig machen muss.
Diese Bestimmung findet somit keine Anwendung wenn es darum geht Änderungen und Ergänzungen an einem gültigen und wirksamen Vertrag hinzuzufügen.

Dies geht eindeutig aus dem Absatz 3 und Absatz 9 des genannten Artikels hervor, wo einerseits die Vertragsverhandlungen gemäß Artikel 7 bis des Landesgesetzes vom 26.08.1993, Nr. 14, d.h. die Verhandlungen betreffend den sog, Landeskollektivvertrag, und andererseits die Betriebs- und Bezirksvereinbarungen genannt sind.

Die Verhandlungen zur Änderung und zur Ergänzung eines bereits bestehenden Vertrages sind deshalb, in diesem Artikel nicht genannt, da diese – auch auf Grund der allgemeinen Prinzipien der Rechtsordnungen – nur seitens der Vertragsparteien geführt werden können.
Weiteres Argument für diese Auslegung ist auch, dass das gegenständliche Ersuchen, Streitigkeiten über die Auslegung des Vertrages oder einzelnen Instituten einvernehmlich zu lösen und zu klären, ausdrücklich nur von den unterzeichnenden Parteien eingeleitet werden kann. (vrgl. Schlussbestimmung Nr. 2 zum Vertrag).
Gerade diese ausdrückliche Regelung unterstreicht, dass nicht unterzeichnende Parteien – selbst wenn sie im Sinne des Art. 8, Absatz 5 repräsentativ wären, um an den Verhandlungen für einen neuen Vertrag mitzuwirken -, nicht befugt sind, Ergänzungen oder Änderungen  am bestehenden Vertrag zu verhandeln oder gar zu vereinbaren.
Wollte man nämlich der gegenteiligen und hier bestrittenen These folgen, dann könnte sich rein theoretisch ergeben, dass die Öffentliche Hand mit einer nicht unterzeichnenden Gewerkschaft, bestimmte vertragliche Institute oder Bestimmungen, die für die unterzeichnende Gewerkschaft - und somit Vertragspartnerin – anders anzuwenden oder auszulegen gewesen wären, anders und neu regelt, und somit einer sich anbahnenden Streitigkeit ausweichen könnte.
Es ist offensichtlich jedoch, dass in einem derartigen Fall, die Rechte der unterzeichnenden Gewerkschaft auf das Ärgste verletzt und geschwächt würden, und einen Rekurs an das Arbeitsgericht unvermeidlich machen würden.

Auf Grund der oben dargelegten Sach- und Rechtslage vertraue ich deshalb darauf, dass das für den 18. Dezember 2012 bereits anberaumte Treffen vertagt wird, zumindest, bis zur einvernehmlichen Klärung des Streitpunktes, dass zu den Vertragsverhandlungen betreffend Ergänzungen und Änderungen am gültigen Landeskollektivvertrag nur die Vertragsparteien, und deshalb auf Seite der Gewerkschaften nur jene Gewerkschaften, die den Vertrag mitunterzeichnet haben, eingeladen werden.
Freundliche Grüße
RA Dr. Michele Menestrina
